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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
(10. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Steffi Lemke, Ulrike Höfken, Michaele Hustedt, 
Vera Lengsfeld und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/5007 - 


Umfassender Schutz für Meeressäuger 


A. Problem 

Die Meeressäuger sind mehr und mehr durch vom Menschen ver- 
ursachte globale Umweltveränderungen bedroht. Hinzu kommen 
die kommerziellen Interessen am Walfang. Aufgrund von viel- 
fachen, zerstörerischen Einwirkungen auf die Lebensräume der 
Meeressäuger reichen die Walfangmoratorien als Schutzmaß- 
nahme nicht aus. 


B. Lösung 

Nach Auffassung der Antragsteller muß die Bundesregierung auf 
der Jahrestagung der Internationalen Walfangkommission (IWC) 
in Aberdeen unbedingt auch durch eine Reihe von Aktionen auf 
einen umfassenden Schutz der Meeressäuger hinwirken. 

Mehrheitliche Ablehnung im Ausschuß 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschheßen, 

den Antrag - Drucksache 13/5007 - abzulehnen. 


Bonn, den 13. November 1996 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Peter Harry Carstensen (Nordstrand) Helmut Lamp 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Helmut Lamp 


1. Beratungsgang 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 128. Sitzung 
am 10. Oktober 1996 den Antrag - Drucksache 13/ 
5007 - beraten und federführend an den Ausschuß 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten sowie zur 
Mitberatung an den Ausschuß für Umwelt, Natur- 
schutz und Reaktorsicherheit überwiesen. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit hat dem federführenden Ausschuß mitge- 
teilt, daß er am 13. November 1996 in seiner 42. Sit- 
zung beschlossen habe, auf eine Beratung der Vor- 
lage zu verzichten. 

Der federführende Ausschuß hat die Vorlage in sei- 
ner 54. Sitzung am 13. November 1996 beraten. 

2. Inhalt der Vorlage 

Mit dem Antrag wird die Bundesregierung u. a. auf- 
gefordert, sich bei djer diesjährigen IWC-Konferenz 
in Aberdeen dafür einzusetzen, daß die Ergebnisse 
der IWC-Workshops vom März 1995 und März 1996 
sowie neueste wissenschaftliche Erkenntnisse über 
die Einflüsse von Schadstoffen und Klimaverände- 
rungen auf die Walbestände hinreichend diskutiert 
werden. Darüber hinaus seien die Ansprüche einzel- 
ner Länder bzw. Volksgruppen auf Walfang aus tra- 
ditionellen, kulturellen Gründen einer kritischen Prü- 
fung zu unterziehen, damit nicht Präzedenzfälle ge- 
schaffen werden, die die Tür für kommerzielle Wal- 
fanginteressen öffnen würden. Im übrigen sei ein 
effektives KontroU- und Beobachtungssystem für das 
„revidierte Bewirtschaftungs verfahren“ festzuschrei- 
ben und ein für alle Vertrags Staaten verpflichtendes 
Exportverbot für Walfleisch bei Ausschluß des Rechts 
auf Vorbehalt zu erlassen, bevor eine Überprüfung 
des Moratoriums diskutiert werde. Ferner sei um- 
gehend mit Verhandlungen über bindende Verein- 


barungen zum wirksamen Schutz der natürlichen 
Lebensräume der Meeressäuger zu beginnen. 

3. Beratung im 10. Ausschuß 

Bei der Beratung der Vorlage in der 54. Sitzung am 
13. November 1996 des federführenden Ausschusses 
hat die antragstellende Fraktion nochmals die im An- 
trag formulierten Gründe zum umfassenden Schutz 
der Meeressäuger vorgetragen. 

Zunächst wurde von seiten der Koalitionsfraktionen 
darauf hingewiesen, daß die Jahrestagung in Aber- 
deen bereits im Juni 1996 stattgefunden habe und 
der Antrag daher überholt bzw. gegenstandslos sei. 
Im übrigen sei man der Auffassung, daß man sich 
weiterhin nachdrücklich für die Einhaltung des 
Walfangmoratoriums einsetzen und insbesondere 
auch gegenüber Norwegen und Japan auf An- 
nahme der entsprechenden IWC-Resolutionen drän- 
gen müsse. 

Einvernehmen bestand im Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten darüber, daß die Ein- 
flüsse von Schadstoffen und Klimaveränderungen 
auf Walbestände und die Bedrohung der Lebens- 
räume der Meeressäuger durch die globalen anthro- 
pogenen Umweltveränderungen wissenschaftlich zu 
untersuchen und zu erörtern seien. Diesen Forderun- 
gen entspreche die Internationale Walfangkommis- 
sion jedoch bereits. 

Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 13/5007 - wurde mehrheitlich nüt den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stim- 
men der antragstellenden Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, die Mehrheit der Stimmen der Fraktion 
der SPD sowie der Gruppe der PDS bei zwei Enthal- 
tungen aus den Reihen der Fraktion der SPD abge- 
lehnt. 


Bonn, den 13. November 1996 


Helmut Lamp 

Berichterstatter 
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